
Gegenstand meines Buches sind — wie
der Titel schon sagt — Strafverfahren des
Wiener Volksgerichts von 1945 bis 1955
gegen Richter und Staatsanwälte, die im
Dienst der NS-Justiz gestanden hatten.
Im Vergleich mit dem Nürnberger Juris-
tenprozess sowie Strafverfahren in den
verschiedenen Zonen bzw. Staaten
Deutschlands weisen die Verfahren des
Volksgerichts Wien einige Besonderheiten
auf. Im Sinne der „Okkupationstheorie“
wurde der mit dem „Anschluss“ verbun-
dene Untergang des „Bundesstaates Öster-
reich“ als Folge der vom Deutschen Reich
ausgehenden Aggression verstanden, an
der die einheimischen Parteigänger der
verbotenen NSDAP als „fünfte Kolonne“
Deutschlands mitgewirkt hatten. Der zen-
trale Vorwurf, der in den von mir unter-
suchten Wiener Volksgerichtsverfahren
gegen Richter und Staatsanwälte erhoben
wurde, lautete daher auf Hochverrat be-
gangen durch Mitgliedschaft in bzw. Betä-
tigung für die verbotene NSDAP im Zeit-
raum 1. Juli 1933 bis 13. März 1938.
Dementsprechend wurde das Hauptaugen-
merk in diesen Strafverfahren auf die Mit-
gliedschaft der Beschuldigten in der
NSDAP und ihre allfälligen Parteifunk-
tionen gerichtet, während ihre Berufsaus-
übung in der NS-Zeit eher einen Randas-
pekt darstellte und wenn überhaupt, dann
nur daraufhin geprüft wurde, ob sie sich
an das NS-„Recht“ gehalten oder sich so

genannte „Exzesse“ wie Beschimpfungen,
Beleidigungen, Quälereien oder Drohun-
gen gegen Opfer der NS-Justiz zuschulden
kommen lassen hatten. Gegen Richter und
Staatsanwälte, die weder der NSDAP in
der „Verbotszeit“ angehört noch bestimm-
te höhere Parteifunktionen ausgeübt hat-
ten, wurden folgerichtig nach der Befrei-
ung keine Strafverfahren eingeleitet, wenn
kein Verdacht in Richtung „Exzesse“ vor-
lag. Dies galt auch für solche Richter und
Staatsanwälte, die an der NS-Terrorjustiz
mitgewirkt hatten. Der wesentliche Unter-
schied zwischen den österreichischen

Volksgerichtsverfahren einerseits und den
Verfahren deutscher Gerichte und des Mi-
litärgerichtshofes Nr. III der USA anderer-
seits bestand somit darin, dass in den ös-
terreichischen Strafverfahren der Vorwurf
des Hochverrats eine dominante Rolle
spielte. Dieser Hochverratsvorwurf wurde
eigenartigerweise aber nicht gegen jene
österreichischen Richter und Staatsan-
wälte erhoben, die nach dem „Anschluss“
in den Dienst der deutschen Justiz über-
nommen worden waren und in der NS-
Zeit als Funktionäre der deutschen Justiz
ÖsterreicherInnen nach Bestimmungen
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WOLFGANG STADLER
„... JURISTISCH BIN ICH NICHT ZU FASSEN.“

In den Jahren 1945 bis 1955 führte das Volksgericht Wien Strafverfahren gegen mindestens 52 Richter und Staatsanwälte durch. Nur
drei von acht im ersten Rechtsgang gegen Justizjuristen ausgeprochene Urteile wurden nicht wieder aufgehoben. Wolfgang Stadler
analysiert in seiner Publikation „... Juristisch bin ich nicht zu fassen.“ Die Verfahren des Volksgerichts Wien gegen Richter und
Staatsanwälte 1945–1955, wie für Todesurteile verantwortliche Richter und Staatsanwälte der NS-Justiz nach 1945 in den Justiz-
apparat übernommen bzw. wieder eingegliedert wurden.
Im Folgenden beschreibt Wolfgang Stadler die Grundzüge seiner Arbeit und kommt dabei zum Schluss, dass die „strafrechtliche
Verfolgung der Richter und Staatsanwälte wegen ihrer Berufsausübung im Dienst der NS-Herrschaft als gescheitert im Sinn der
Herstellung von Gerechtigkeit betrachtet werden“ muss.
Das Buch, als fünfter Band der Schriftenreihe des DÖW zu Widerstand, NS-Verfolgung und Nachkriegsaspekten erschienen, wurde am
20. November 2007 im Veranstaltungszentrum des DÖW präsentiert.



des deutschen RStGB als „Hochverräter“
verfolgt hatten, etwa weil diese sich für
die Wiedererrichtung eines österreichi-
schen Staates ausgesprochen oder betätigt
hatten. 
Im Unterschied zum Nürnberger Juristen-
prozess, in dem die NS-Justiz als Teil des
kriminellen Repressionsapparates des
„Dritten Reiches“ verstanden wurde und
die Frage, ob die Richter und Staats-
anwälte die in den Verkündungsblättern
des Reiches und der Länder veröffentlich-
ten Normen eingehalten hatten oder nicht,
als unwichtig betrachtet wurde, weil die-
sen Normen keine höhere Verbindlichkeit
als den Verhaltensregeln irgendeiner be-
liebigen Verbrecherbande zugebilligt wur-
de, gingen das Volksgericht Wien sowie
die Staatsanwaltschaft Wien (StA Wien)
und deren vorgesetzte Behörden bis zum
Bundesministerium für Justiz (BMJ) vom
Grundsatz aus, dass das, was von 1938 bis
1945 Recht war, nach 1945 nicht Unrecht
sein konnte. Die österreichische Justiz der
Zeit nach 1945 sprach diesen Grundsatz
selten explizit aus und zumindest das
Volksgericht Wien vermied es in den ge-
gen Richter und Staatsanwälte geführten
Verfahren, diesen Grundsatz zu erörtern.
Hierin liegt ein auffälliger Gegensatz zu
den in der BRD gegen Richter und Staats-
anwälte wegen deren amtlicher Tätigkeit
im „Dritten Reich“ geführten Strafverfah-
ren, in denen häufig versucht wurde, all-
gemeine Grundsätze für die Abgrenzung
zwischen — vielleicht fragwürdigem —
Recht einerseits und Unrecht, das unter
Ausnützung rechtlicher Formen gesetzt
wurde, andererseits festzulegen. Obwohl
im österreichischen Strafrecht keine dem
§ 336 RStGB (Rechtsbeugung) vergleich-
bare Vorschrift bestand (§ 102 lit. a öStG
— Amtsmissbrauch durch Richter, Staats-
anwälte oder sonstige Beamte — war sehr
allgemein gehalten und spielte in den von
mir untersuchten Verfahren kaum eine
Rolle), führte die in Österreich von der
Justiz ohne gesetzliche Grundlage einge-
führte Unterscheidung zwischen Rechts-
vorschrift und Befehl zum gleichen Er-
gebnis wie in der BRD, nämlich einer er-
heblichen Privilegierung der Richter und
Staatsanwälte. Ein Beamter der Gestapo,
der einen Häftling gefoltert hatte, um ein
Geständnis zu erzwingen, war in den
Augen der österreichischen Justiz auch
dann strafbar, wenn er dabei im Einklang
mit seinen Dienstvorschriften gehandelt
hatte. Ein Richter, der diesen Häftling auf-
grund des erfolterten Geständnisses verur-
teilt hatte, war dagegen in den Augen der
österreichischen Justiz nicht strafbar, so-
fern er dabei nicht über das gesetzlich Ge-

botene oder zumindest Erlaubte hinausge-
gangen war.
Wie schon ausgeführt, ging die österrei-
chische Nachkriegsjustiz hauptsächlich
gegen solche Richter und Staatsanwälte
vor, die im Verdacht der Mitgliedschaft in
der NSDAP oder einem ihrer Wehrverbän-
de (SA, SS, NSKK, NSFK) während der
so genannten „Verbotszeit“ standen, so-
fern bei diesen Personen die Verfolgungs-
voraussetzungen nach § 11 VG gegeben
schienen. Diese Verfolgungsvoraussetzun-
gen (§ 11 VG 1945) bestanden in
1. der Tätigkeit eines „Illegalen“ als poli-

tischer Leiter vom Ortsgruppenleiter
und Gleichgestellten aufwärts,

2. der Tätigkeit als Führer in einem
Wehrverband vom Untersturmführer
und Gleichgestellten aufwärts,

3. der Eigenschaft als Blutordensträger
oder Träger einer sonstigen Parteiaus-
zeichnung oder

4. der Begehung von Handlungen aus be-
sonders verwerflicher Gesinnung, be-
sonders schimpflicher Handlungen
oder Handlungen, die den Gesetzen
der Menschlichkeit gröblich wider-
sprachen, wenn diese Handlungen in
Verbindung mit der Betätigung für die
NSDAP oder einen ihrer Wehrverbän-
de begangen wurden.

Demzufolge versuchten die meisten be-
schuldigten Justizjuristen nachzuweisen,
dass sie keine „Illegalen“ gewesen seien,

sie vielmehr in der „Verbotszeit“ der
NSDAP oder ihren Gliederungen weder
angehört noch diese irgendwie unterstützt
hätten und die ihnen nach dem „An-
schluss“ verliehene und den „Illegalen“
vorbehaltene Mitgliedsnummer nur auf-
grund persönlicher Beziehungen oder
sonst aus Gefälligkeit erhalten hätten.
Dass der Großteil der Beschuldigten mit
dieser Verteidigung durchkam, hatte meh-
rere Gründe. Einerseits hatte die NSDAP
nach dem „Anschluss“ tatsächlich mehr
Personen als „Illegale“ anerkannt, als den
dafür aufgestellten Kriterien entsprachen,
sodass eine solche Anerkennung durch
Verleihung einer den „Illegalen“ vorbe-
haltenen Mitgliedsnummer nach der
Rechtsprechung und der in der Fachlite-
ratur vertretenen herrschenden Meinung
nur eine widerlegbare Vermutung der
„Illegalität“ begründete. Andererseits
konnte eine Reihe von Beschuldigten
Zeugen, oft ebenfalls „illegale“ Kollegen
oder ehemalige Funktionäre der NSDAP,
aufbieten, die mehr oder weniger glaub-
würdig die Verteidigung der Beschuldig-
ten bestätigten. Dabei kam manchem Be-
schuldigten zu Hilfe, dass das belastende
Aktenmaterial der NS-Organisationen zu-
nächst häufig ungeordnet und unvollstän-
dig war, wenn es nicht überhaupt unauf-
findbar blieb.
Wem es nicht gelang, das Gericht zu über-
zeugen, er sei kein „Illegaler“ gewesen,
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Karl Stimmer,
geboren am

17. Juli 1901

Der Komponist Karl Stimmer
aus Baden bei Wien (NÖ) galt

nach den „Nürnberger
Rassegesetzen“ als Jude. Er

war ab 21. Februar 1941 drei
Wochen in Haft, weil er in

Briefen an „Arier“ nicht den
ab Mitte August 1938 vorge-

schriebenen zusätzlichen
Namen „Israel“  angegeben
hatte. Am 22. Februar 1943

wurde er wegen Unterstützung
eines aus dem Ghetto

Warschau geflüchteten Juden,
dem er Geld und Kleidungs-
stücke übersandte, neuerlich

festgenommen. Karl Stimmer
wurde nach Auschwitz 

deportiert, wo er am 
24. Juni 1943 umkam.

Nicht mehr anonym
Rund 3.900 Fotos aus der
Erkennungsdienstlichen Kartei 
der Gestapo Wien und
Kurzbiographien der Opfer im Internet

www.doew.at
Die Kartei, die aus Beständen des Wiener 
Stadt- und Landesarchivs stammt, wurde 2001
im DÖW gescannt und in einer Datenbank 
erfasst.
Fehlende Fotos konnten teilweise aus den 
Beständen des DÖW ergänzt werden.
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versuchte wenigstens nachzuweisen, dass
die dargestellten Verfolgungsvorausset-
zungen der „Illegalität“ nicht vorlagen. In
diesem Sinn wurde argumentiert, man sei
kein politischer Leiter gewesen, weil man
kein Amt ausgeübt habe, sondern nur eh-
renhalber tätig gewesen sei. Eine derart
formale Argumentation hatte durchaus
Aussicht auf Erfolg, da der durch das
Nationalsozialistengesetz (NSG) 1947 ge-
änderte § 11 VG nicht mehr auf die fakti-
sche Tätigkeit, sondern auf die Ernennung
oder Berufung zum politischen Leiter
oder Führer eines Wehrverbandes abstell-
te. Manche Beschuldigte hatten auch Äm-
ter ausgeübt bzw. waren in Ämter ernannt
oder berufen worden, die nach 1945 nicht

in das System des § 11 VG eingeordnet
werden konnten (z. B. Standortältester
oder Gaugeschäftsführer des NSRB), so-
dass entsprechende Vorwürfe fallen gelas-
sen werden mussten. 
In zumindest einem Fall setzte sich das
Volksgericht Wien zum Vorteil des Ange-
klagten über den durch das NSG 1947 ge-
änderten Wortlaut des § 11 VG hinweg,
als es Dr. Gustav Tamele mit der Begrün-
dung vom Vorwurf freisprach, er sei als
„Illegaler“ SA-Obersturmbannführer ge-
wesen, dass es sich bei diesem Rang um
einen bloßen Ehrenrang gehandelt habe
— eine Tatsache, die nach dem durch das
NSG geänderten § 11 VG völlig unerheb-
lich war.

Besonders schwer tat sich die österreichi-
sche Justiz offenbar mit der vierten Unter-
gruppe der Verfolgungsvoraussetzungen
des § 11 VG, nämlich jenen vom Gesetz
missbilligten Handlungen, die in Verbin-
dung mit der Betätigung für die NSDAP
oder ihre Wehrverbände begangen wur-
den. Während verschiedene Senate des
Volksgerichts Wien im Fall der Ange-
klagten Dr. Walter Rabe, Dr. Viktor Reindl
und Friedrich Russegger begründeten, in-
wiefern diese als Richter Handlungen, die
den Gesetzen der Menschlichkeit gröblich
widersprachen, in Verbindung mit ihrer
Betätigung für die NSDAP begangen hat-
ten, und sie nach § 11 VG schuldig spra-
chen, meinte der OGH in den Überprü-
fungsverfahren betreffend Rabe und
Russegger, dass diese Richter — beide
überzeugte Nationalsozialisten und „Ille-
gale“ — als Organe des Staates und somit
nicht in Verbindung mit ihrer Betätigung
für die NSDAP gehandelt hätten, weshalb
ihre Verurteilung nach § 11 VG aufgeho-
ben wurde. 
An Russegger, der in der NS-Zeit zumin-
dest neun Todesurteile wegen politischer
Handlungen gefällt hatte und den der
OGH 1948 als fanatischen Nationalsozia-
listen bezeichnete, zeigt sich die Fragwür-
digkeit der Volksgerichtsverfahren gegen
Richter besonders deutlich. Vorgeworfen
wurde ihm von der StA Wien, dass er
1942 in Krems fünf Angeklagte be-
schimpft und beleidigt hatte, nicht aber,
dass er sie und viele andere wegen gewalt-
loser politischer Widerstandshandlungen
zu langjährigen Zuchthausstrafen, neun
Angeklagte sogar zum Tod verurteilt hat-
te. Dies hatte seinen Grund darin, dass die
von Russegger verhängten Strafen in den
zur Tatzeit geltenden NS-Gesetzen vorge-
sehen waren. Schließlich entschuldigte ein
Senat des Volksgerichts Wien Russeggers
Beschimpfungen und Beleidigungen mit
dessen Nervosität und dem Druck, den das
Regime auf ihn ausgeübt hätte und be-
scheinigte ihm sogar, ein objektiver Rich-
ter gewesen zu sein. Auch in den Verfah-
ren gegen die Richter Schwelle und
Wotawa wurde deren brutale Verhand-
lungsführung durch Verweis auf ihre an-
gebliche Nervosität und ihr aufbrausendes
Wesen verharmlost. 
Wesentlich am Ablauf der Volksgerichts-
verfahren gegen Richter und Staats-
anwälte scheint mir die Tatsache, dass die-
se weitgehend unter Ausschluss der Öf-
fentlichkeit stattfanden. Die Hauptver-
handlungen waren zwar öffentlich zu-
gänglich, aber auf die Vorverfahren sowie
die Wiederaufnahme- und Überprüfungs-
verfahren, über die nur selten und eher zu-
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Univ.-Prof. Dr. Manfred Nowak
Mag. Heinz Patzelt
Univ.-Prof. Dr. Martin F. Polaschek

Moderation: Dr. Elisabeth Ebner
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fällig in der Presse berichtet wurde, traf
dies nicht zu. Von den insgesamt gegen 
52 Richter und Staatsanwälte geführten
Verfahren fand nur betreffend 14 Ange-
klagte auch eine öffentliche Hauptver-
handlung statt, d. h., dass die Verfahren
gegen 38 Beschuldigte nicht über das
nichtöffentliche Vorverfahren (Vorerhe-
bungen und/oder Voruntersuchung) hinaus
fortgesetzt wurden. Solange sich die Ver-
fahren unter Ausschluss der Öffentlichkeit
abspielten, blieb die Justiz gewissermaßen
unter sich. Bemerkenswerterweise melde-
ten sich nur wenige Zeugen aus dem Kreis
der Opfer der NS-Justiz und jener Rechts-
anwälte, die aufgrund ihrer beruflichen
Tätigkeit mit der NS-Justiz in Berührung
gekommen waren. Damit musste sich die
Justiz in erster Linie auf Akten und auf
Zeugen aus dem Kreis der Kollegen, Vor-
gesetzten und Untergebenen der Beschul-
digten stützen. 
Gewisse Arten strafbarer Handlungen
konnten ihrer Natur nach aktenmäßig
nicht belegt werden. Wenn ein Richter
oder Staatsanwalt in der NS-Zeit Beschul-
digte oder Angeklagte beschimpft, belei-
digt oder bedroht hatte, war dies nicht ak-
tenmäßig dokumentiert worden. Zudem
waren manche Akten der Gerichte und
Staatsanwaltschaften kurz vor Kriegsende
vernichtet worden, wobei systematisch ge-
rade belastendes Material herausgesucht
und verbrannt worden sein dürfte. In eini-
gen Fällen tauchte belastendes Material
auch erst zu einem Zeitpunkt auf, als der
Elan der Staatsanwaltschaft Wien, Ver-
fahren nach dem VG 1947 oder dem KVG
einzuleiten, bereits weitgehend verpufft
war. Vor diesem Hintergrund gewannen
Aussagen ehemaliger Kollegen und
Schriftführerinnen über die Art der Amts-
ausübung der Beschuldigten und Aus-
künfte der Justizverwaltung dazu sowie
über deren politische Haltung an Bedeu-
tung. Es liegt auf der Hand, dass Kollegen,
die mit den Beschuldigten manchmal seit
vielen Jahren bekannt oder sogar befreun-
det waren, über diese nicht unbefangen
Zeugnis ablegen konnten. Das Gleiche
muss von Schriftführerinnen angenommen
werden, die sich über ihre ehemaligen
(und oft auch zukünftigen) Vorgesetzten
äußern sollten. 
Auch die Justizverwaltung, hauptsächlich
der mit der Leitung des OLG Wien beauf-
tragte Dr. Adolf Seitz und seine zeitweise
rechte Hand Dr. Alois Moyzisch, stand vor
einer schwierigen Aufgabe. Seitz hatte
sich selbst um Aufnahme in die NSDAP
beworben; er war zwar 1944 endgültig ab-
gewiesen worden und konnte damit als
formal Unbelasteter eine Führungsposi-

tion in der österreichischen Nachkriegs-
justiz einnehmen, aber er hatte auch von
1938 bis zum Zusammenbruch des NS-
Regimes als Präsident des Amtsgerichts
Wien eine hohe Position innegehabt und
war damit politisch angreifbar. Moyzisch
wiederum war in der NS-Zeit Mitglied ei-
nes der für Hoch- und Landesverrats-
sachen zuständigen Senate des OLG Wien
gewesen und hatte deshalb jeden Grund
zur Vorsicht. Trotz ihrer fragwürdigen
Haltung zum NS-Regime kam den Äuße-
rungen dieser beiden Richter erhebliche
Bedeutung zu. Dies zeigt sich zum Bei-
spiel daran, dass Seitz’ sehr positive Be-
urteilung des Dr. Gustav Tamele wörtlich
in das diesen freisprechende Urteil des
Volksgerichts Wien übernommen wurde.
Die von Seitz und Moyzisch zusammen-
gestellten Sammlungen von Urteilen be-

schuldigter Richter und ihre Kommentare
zu deren Amtsführung erleichterten dem
Volksgericht Wien zwar die Arbeit. Zuver-
lässig war ihre diesbezügliche Tätigkeit
jedoch keineswegs, wie sich etwa im Fall
des Beschuldigten Dellisch zeigte, dem
Seitz tatsachenwidrig bescheinigte, er ha-
be an keinem einzigen Todesurteil mitge-
wirkt.
Wenn in Verfahren Belastungszeugen auf-
traten, wurden ihre Aussagen oft im Wege
der Beweiswürdigung so bewertet, dass
der gegenständliche Tatvorwurf entspre-
chend dem Grundsatz „in dubio pro reo“
fallen gelassen werden konnte (so z. B. in
den Verfahren gegen Dr. Josef Dölzl, 
Dr. Rudolf Kretschmer, Dr. Paul Lux, 
Dr. Ernst Österreicher, Friedrich
Russegger und Rupert Schwelle). Dies
ging in einem Fall so weit, dass der belas-
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Vortragsreihe: KZ-Prozesse in Österreich

Österreichische Gerichte fällten zwischen 1945 und 1975 in etwas mehr als 30 Pro-
zessen 40 Urteile gegen 34 Personen wegen Tötungsverbrechen in verschiedenen
KZ und Vernichtungslagern der Nazis, mehr als zwei Drittel davon im Zeitraum
zwischen 1945 und 1955. Mehr als die Hälfte der Prozesse fanden wegen Verbre-
chen im KZ Mauthausen (samt Nebenlagern) statt. Bei der Arbeit mit den Prozess-
akten zu KZ-Verbrechen entsteht der Eindruck, dass es der österreichischen Justiz
kein Anliegen war, die Mitwirkung von ÖsterreicherInnen an Verbrechen in den KZ
umfassend aufzuklären. Gemessen an der Anzahl der bekannt gewordenen Verbre-
chen wurde eine beschämend geringe Anzahl von Verdächtigen vor Gericht gestellt.

7. Jänner 2008
Dr. Claudia Kuretsidis-Haider 
(Zentrale Österreichische 
Forschungsstelle Nachkriegsjustiz
und DÖW)
Der Wille zur Ahndung von 
NS-Verbrechen in
Konzentrationslagern fehlte

14. Jänner 2008
Hellmuth Butterweck
(Journalist und Historiker)
„3 Jahre für einen Zahn“. Viktor
Rueff — Ein Kapo aus Auschwitz-
Blechhammer vor dem Wiener
Volksgericht  

21. Jänner 2008
Dr. Heimo Halbrainer
(Clio – Verein für Geschichts- und
Bildungsarbeit, Graz)
Stefan Rojko — Der Henker von
Theresienstadt 

28. Jänner 2008
Mag. Siegfried Sanwald, 
Dr. Winfried R. Garscha 
(Zentrale Österreichische
Forschungsstelle Nachkriegsjustiz
und DÖW)
Häftlingskapos und SS-Männer in
den Mauthausen-Prozessen 

Zeit: jeweils Montag, 18.30 Uhr
Ort: Veranstaltungsraum Ausstellung Dokumentationsarchiv,

Altes Rathaus, Wipplingerstr. 6–8, 1010 Wien (Eingang im Hof)
Kosten: EUR 6,–
Kurs-Nr.: HV212 
Veranstalter: Jüdisches Institut für Erwachsenenbildung
Anmeldung: Tel. 01 - 214 89 18, e-mail: office@jud-institut-wien.at
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tenden Aussage eines als Zeugen vernom-
menen aktiven Berufsrichters geringeres
Gewicht zugemessen wurde als den Aus-
sagen des beschuldigten Richters und sei-
nes Tatkomplizen. (Arbeiter-Zeitung 61,
12. 3. 1948, „Wer ist glaubwürdiger?“)
Bestimmte Tatkomplexe, wie die nach
dem „Anschluss“ vorgenommene perso-
nelle „Säuberung“ der österreichischen
Justiz oder die Nichtverfolgung der im
Zuge des Novemberpogroms und der so
genannten „Euthanasie“ begangenen
Straftaten, wurden entweder nicht syste-
matisch untersucht oder überhaupt völlig
außer Betracht gelassen. Über die dafür
maßgeblichen Gründe kann vorerst nur
spekuliert werden. Mit geringem Eifer
versuchte die österreichische Justiz Tätig-
keiten im Ausland, z. B. als Richter an
Sondergerichten im „Generalgouverne-
ment“ Polen (Dr. Rudolf Kretschmer) oder
als dekorierter Militärrichter in Norwegen
(Dr. Johann Kisser), aufzuklären.
Wer schlussendlich doch schuldig gespro-
chen und verurteilt wurde, konnte immer-
hin darauf vertrauen, dass die Strafe unter
Zubilligung von allerlei Milderungsgrün-
den und in Anwendung des außerordent-

lichen Milderungsrechts meist deutlich
milder ausfiel, als der für die Tat gesetz-
lich angedrohte Strafrahmen dies vorsah.
Von den vom Volksgericht Wien im ersten
Rechtsgang verurteilten acht Personen
(sieben Richter und ein Staatsanwalt),
wurden fünf durch ein nachfolgendes Wie-
deraufnahme- oder Überprüfungsverfah-
ren rehabilitiert, sodass nur die Verurtei-
lungen von zwei Richtern (Dr. Paul Lux
und Dr. Anton Staininger) sowie eines
Staatsanwalts (Dr. Johann Stich) Bestand
hatten. 
Ähnlich wie in der BRD muss auch in
Österreich die strafrechtliche Verfolgung
der Richter und Staatsanwälte wegen ihrer
Berufsausübung im Dienst der NS-Herr-
schaft als gescheitert im Sinn der Her-
stellung von Gerechtigkeit betrachtet wer-
den. Durch die Überbetonung des Hoch-
verratsvorwurfs begangen durch die soge-
nannte „Illegalität“ wurden einerseits jene
Richter und Staatsanwälte nicht verfolgt,
die zwar an der NS-Terrorjustiz — teil-
weise an führender Stelle — mitgewirkt
hatten, aber keine „illegalen“ Nationalso-
zialisten gewesen waren. Andererseits
wurden Strafverfahren gegen Richter und

Staatsanwälte eingeleitet, denen außer
dem vergleichsweise harmlosen Tatbe-
stand der „Illegalität“ nichts vorgeworfen
werden konnte. Schon im Sommer 1945
dürfte im damaligen Staatsamt für Justiz
entschieden worden sein, Richter und
Staatsanwälte nicht zu verfolgen, die sich
bei ihrer Berufsausübung in der NS-Zeit
im Großen und Ganzen an die geltenden
NS-Rechtsvorschriften gehalten hatten.
Diese Entscheidung ermöglichte die Wie-
derverwendung von Personen als Richter,
Staatsanwälte oder Ministerialbeamte, die
etwa in Militärgerichtsverfahren Todes-
urteile verhängt, in „Blutschutzsachen“
die rassistische Doktrin des NS-Regimes
durchgesetzt oder als Verantwortliche für
den Strafvollzug Häftlinge der Rüstungs-
wirtschaft, den Strafbataillonen der Wehr-
macht oder der Gestapo ausgeliefert hat-
ten. Wenn selbst ein gewesener Unter-
abteilungsleiter des RJM wieder als Sek-
tionschef im BMJ verwendet wurde, wäh-
rend einzelne seiner ehemaligen Unter-
gebenen strafrechtlich verfolgt wurden,
kann von Gerechtigkeit bei der strafrecht-
lichen Aufarbeitung der NS-Justiz wohl
keine Rede sein.

Janko Tišler (1923–2007)

Der Widerstandskämpfer, Autor und
Zeitzeuge Janko Tišler starb am 14. Ok-
tober 2007 im Alter von 84 Jahren.

Janko Tišler war als junger Mann Vermes-
sungsgehilfe am Loiblpass bei einer zivi-
len Baufirma und hatte Kontakt sowohl
zur slowenischen Widerstandsbewegung,
der er sich dann selbst anschloss, als auch
zu den KZ-Häftlingen, die von Mauthau-
sen für den Bau des Loibltunnels dorthin
deportiert wurden. 
In seinem gemeinsam mit Christian
Tessier verfassten Buch Das Loibl-KZ.
Die Geschichte des Mauthausen-Außenla-
gers am Loiblpass/Ljubelj, das 2007 in der
Reihe Mauthausen-Studien in deutscher
Sprache herausgegeben wurde, dokumen-
tierte er die NS-Verbrechen am Loibl
ebenso wie den Widerstand der sloweni-
schen Bevölkerung. Anlässlich der Buch-
präsentation im Juni 2007 wurde Janko
Tišler mit dem Goldenen Ehrenzeichen um
die Verdienste der Republik Österreich
ausgezeichnet.

Die Gedenkstätte Yad Vashem in Jeru-
salem, die bedeutendste internationale
Einrichtung zum Gedenken an sechs Mil-
lionen jüdische Opfer des Holocaust, wur-
de mit dem Prinz-von-Asturien-Preis 2007
in der Sparte Eintracht und Völkerverstän-
digung ausgezeichnet.

Für ihren Einsatz für Überlebende der NS-
Verfolgung wurde Mag. Hannah Lessing,
Generalsekretärin des Nationalfonds für
Opfer des Nationalsozialismus und des
Allgemeinen Entschädigungsfonds, von
der Synagoge „Temple Israel“ in Albany,
New York der Shofar of Freedom Award
2007 verliehen.

Mag. Petra Domesle wurde für ihre von
Hon.-Prof. Dr. Wolfgang Neugebauer,
dem ehemaligen Leiter des DÖW, betreute
Diplomarbeit Österreicherinnen in Exil
und Widerstand in Frankreich. Beitrag
zum Widerstand und Problematik der
Rückkehr. Status in Wissenschaft und Ge-
sellschaft mit einem Förderpreis im Rah-
men des AKNÖ-Wissenschaftspreises aus-
gezeichnet.

Ein neuer Gedenkstein vor dem Eingang
des Eggendorfer Friedhofs erinnert an 
56 Zwangsarbeiter, die während des NS-
Regimes in der damaligen Munitions-
fabrik „Tritol“ bei Eggendorf — zumeist
durch Explosionen — getötet wurden. Bis
zu 4000 ZwangsarbeiterInnen (mehr als
die Hälfte davon Frauen) aus vielen Län-
dern Europas waren in diesem Werk ein-
gesetzt. Vermerkt sind die Namen, die
Nationalität, das Geburtsdatum, der Ge-
burtsort und der Sterbetag. Die feierliche
Einweihung des Gedenksteins fand am 1.
November 2007 in Gegenwart von Ver-
tretern der Ortsgemeinde Eggendorf sowie
des stellvertretenden Obmanns des KZ-
Verbandes Ludwig Haiden, der den
Gedenkstein initiiert hatte, und des Mit-
begründers und langjährigen Leiters des
Industrieviertelmuseums Prof. Karl
Flanner statt. Finanziert wurde das Projekt
vom Zukunfsfonds der Republik Öster-
reich. Am Standort des neuen Gedenk-
steins befinden sich ebenfalls Gedenk-
steine für die im Widerstand gegen das
NS-Regime getöteten Eggendorfer sowie
für die Opfer des Zweiten Weltkriegs.

WIR BETRAUERN WIR GRATULIEREN Gedenkstein für Opfer
in Eggendorf (NÖ)



„Licht in der Finsternis“ von Franz
Jägerstätter ist der Titel einer Ausstellung
von Prof. Ernst Degasperi, Mitglied des
DÖW-Kuratoriums, die im November
2007 im Haus des Friedens in Eggenburg
(NÖ) zu sehen war. Der Zyklus umfasst
zwölf Federzeichnungen und Ölbilder von
Wüstenstürmen am Toten Meer anlässlich
der Seligsprechung von Franz Jägerstätter.
Im Rahmen der Eröffnung am 3. Novem-
ber 2007, bei der auch die Jägerstätter-
Biographin Erna Putz anwesend war, führ-
te der Künstler durch die Ausstellung.
Ernst Degasperi, bekannt durch zahlreiche
graphische und literarische Werke religiö-
sen Inhalts, schuf u. a. das „Licht in der
Finsternis“ in der Gedenkstätte Yad
Vashem in Jerusalem, eine Pater
Maximilian Kolbe-Gedenkstätte in der
Pfarre Wien-Alservorstadt und das „Tor
zum Frieden“ in der Eggenburger Stadt-
pfarrkirche.

Noch bis 27. Jänner 2008 wird in der KZ-
Gedenkstätte Dachau die Ausstellung
„Zeit — Raum — Beziehung“. Menschen
und Dinge im Konzentrationslager ge-
zeigt. Die Ausstellung — das Ergebnis ei-
ner Projektarbeit von 15 Studierenden am
Institut für Europäische Ethnologie der
Universität Wien — setzt sich auf viel-
schichtige Weise mit Beziehungssystemen
im Konzentrationslager Dachau auseinan-
der. Sie zeigt Spuren von Beziehungen,
die über Menschen und Dinge im Konzen-
trationslager bis in die Gegenwart reichen.
Es sind konkrete Themen wie Freund-
schaft und Widerstand, die Beziehung von
Überlebenden zu Gegenständen aus dem
Lager oder die Grenze zwischen Leben
und Tod, die einen Einblick in die Hete-
rogenität des Lageralltags ermöglichen.
Die Zeugnisse und Objekte — etwa ein
zensierter Brief, die Zeichnung eines
Häftlings oder eine Essschüssel — sind
Symbole der Vernetzung und verweisen
zugleich auf all die Beziehungen, von de-
nen wir nichts wissen.
Eine Begleitung durch die Ausstellung
wird auf Anfrage angeboten. 

Informationen:
www.kz-gedenkstaette-dachau.de
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Von 19. bis 21. Oktober 2007 fand im
Bundesministerium für Inneres in Wien
der internationale EDV-Workshop der NS-
Gedenkstätten statt, der vom Bundesmi-
nisterium für Inneres gemeinsam mit dem
Dokumentationsarchiv des österreichi-
schen Widerstandes organisiert und durch-
geführt wurde. Bereits seit Anfang der
1990er Jahre begannen sich zuerst die
deutschen Gedenkstätten im Hinblick auf
den Austausch und die gemeinsame Ver-
arbeitung von Personendaten ehemaliger
Deportierter zu vernetzen. Aus dieser ur-
sprünglich informellen ExpertInnenrunde
ist in den letzten Jahren eine regelmäßig
stattfindende internationale Großveran-
staltung mit teilnehmenden ExpertInnen
aus zahlreichen europäischen Ländern,
den USA und Israel geworden.
Hauptthema der Veranstaltung in Wien
war die datenschutzrechtliche Grundlage
des Austausches elektronischer Häftlings-
daten. Sebastian Reimer vom Daten-
schutzrat des Bundeskanzleramtes der Re-
publik Österreich präsentierte die herr-
schende Rechtsauffassung insbesondere in
Österreich, wonach die Rechte der Einzel-
nen ebenso berücksichtigt werden müssen
wie das Interesse der Öffentlichkeit. Ne-
ben der zeitlichen Verzögerung von Pro-
jekten, die Anträge bei der Datenschutz-
kommission mit sich bringen, sind für die
NS-Forschung die Restriktionen bezüglich
so genannter „sensibler Daten“ besonders
prekär. Diese betreffen die „rassische“ und
ethnische Herkunft, Weltanschauung, Mit-
gliedschaften in Parteien und Gewerk-
schaften, sexuelle Orientierung und ge-
sundheitliche Daten. Die Vorstellungen
über Notwendigkeiten und sinnvolle
Grenzen des Datenschutzes, die die anwe-
senden HistorikerInnen und ArchivarIn-
nen vorbrachten, führten umgehend zu ei-
ner lebhaften Diskussion. Die Herausfor-
derungen der Abwägung von berechtigtem
Datenschutz einerseits und wissenschaftli-
chem Forschungsinteresse sowie der Not-
wendigkeit des persönlichen Opfergeden-
kens andererseits konnten klarerweise
nicht an einem Vormittag bewältigt wer-
den. Dank der freundlichen Unterstützung
des BMI konnten die Diskussionen der Ta-
gung mit Simultanübersetzung (Deutsch-
Englisch, Englisch-Deutsch) geführt wer-
den. Der internationale Austausch über
diese Fragen wird und muss weitergehen,

wobei auch Reimer zur Übermittlung von
Anregungen und Vorschlägen einlud.

Im Anschluss an diesen Gastvortrag, der
von Abteilungsleiterin Barbara Schätz
vom Archiv der KZ-Gedenkstätte Maut-
hausen und Wissenschaftlicher Leiterin
Brigitte Bailer vom Dokumentations-
archiv des österreichischen Widerstandes
eingeleitet worden war, fanden die Vorträ-
ge und Diskussionen des Workshops statt,
an dem u. a. VertreterInnen folgender In-
stitutionen und Projekte teilnahmen: Ar-
chiv der KZ-Gedenkstätte Mauthausen,
Wien; Dokumentationsarchiv des österrei-
chischen Widerstandes, Wien; Lern- und
Gedenkort Schloss Hartheim / Dokumen-
tationsstelle, Alkoven; Mahn- und Ge-
denkstätte Ravensbrück, Fürstenberg; Ge-
denkstätte und Museum Sachsenhausen,
Oranienburg; KZ-Gedenkstätte Neuen-
gamme, Hamburg; NS-Dokumentations-
zentrum der Stadt Köln, Köln; FOD
Dienst Oorlogsslachtoffers, Brüssel; Ne-
derlands Instituut voor Oorlogsdocumen-
tatie, Amsterdam; Nationaal Monument
Kamp Vught, Vught; United States Holo-
caust Memorial Museum — USHMM,
Washington; Yad Vashem, Jerusalem;
Proyecto Libro Memorial de los españoles
deportados a los campos nazis
(1940–1945), Ministerio de Cultura de
España-Subdirección General de los Ar-
chivos Estatales; Projekt zur Erfassung
der ermordeten Roma und Sinti, Wien;
KZ-Gedenkstätte Buchenwald, Mittelbau-
Dora, Nordhausen; Muzeum Gross-Rosen
w Rogoznicy, Goczalków; Bundesarchiv,
Berlin; Pamatnik Terezín, Terezín; Ge-
denkstätte KZ Osthofen, Osthofen; KZ-
Gedenkstätte Flossenbürg, Flossenbürg;
Het Nederlandse Rode Kruis, Den Haag;
Swiss Banks Settlement, New York;
Pañstwowe Muzeum Auschwitz-Birke-
nau, Oswiecim; Institut für Konfliktfor-
schung, Wien; Internationales For-
schungs- und Dokumentationszentrum
Kriegsverbrecherprozesse an der Philipps-
Universität Marburg.

Die Vorträge verteilten sich über zwei
Konferenztage, wobei besonders auf ge-
nügend Zeit für Austausch und Diskussion
geachtet wurde. 
Florian Schwanninger von der Doku-
mentationsstelle Hartheim bearbeitet wie

Internationaler EDV-Workshop der NS-Gedenkstätten

Ein Bericht von Christian Dürr und Ralf Lechner vom Archiv der KZ-Gedenkstätte
Mauthausen und DÖW-Mitarbeiterin Christine Schindler
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alle Gedenkeinrichtungen ehemaliger
„Euthanasie“-Mordstätten die besonders
sensiblen Daten medizinischer Unter-
lagen. Abseits rechtlicher Beschränkungen
stellte er einen sorgsamen Umgang mit
diesen Daten als selbstverständlich, aber
schwierig dar, um der Opfer einerseits
würdevoll zu gedenken und dennoch die
Ansprüche der Wissenschaft zu berück-
sichtigen.
Wolfgang Form, Leiter des Internatio-
nalen Forschungs- und Dokumentations-
zentrums Kriegsverbrecherprozesse in
Marburg, mit dem das DÖW seit Jahren
eng zusammenarbeitet, referierte über die
angewandte Methodik relationaler Daten-
banken am Beispiel mehrerer von DÖW
und Universität Marburg durchgeführten
Erhebungsprojekten juristischer Massen-
akten.
Die umfangreichen und einzigartigen Ak-
ten des Internationalen Suchdienstes, der
in Bad Arolsen seinen Sitz hat und seit den
1940er Jahren zentrale Anlaufstelle für die
Suche nach Verschollenen ist, sollen nun
der historischen Forschung zugänglich ge-
macht, die Archive des Suchdienstes ge-
öffnet und der Datentransfer ermöglicht
werden. Uwe Ossenberg, der für die Digi-
talisierung dieser Bestände mitverantwort-
lich zeichnet, berichtete über die aktuelle
Sachlage und lud die Anwesenden herz-
lich zum Besuch in Arolsen ein.
Jennifer Rodgers vom United States Ho-
locaust Memorial Museum in Washington
betonte einmal mehr die Notwendigkeit
des Datenaustausches zwischen For-
scherInnen und Forschungseinrichtungen,
die an personenbezogenen Datenbanken
arbeiten. Das USHMM arbeitete in den
vergangenen 15 Jahren an einer Daten-
bank, die alle Opfer des Nationalsozia-
lismus — Juden und Nicht-Juden — bein-
haltet; ein gegenseitiger Datenaustausch
mit ähnlichen Forschungseinrichtungen
fand laufend statt. Künftig wird die Öff-
nung der Archive des Suchdienstes diese
Arbeit entscheidend befördern. Dessen
enorme digitale Bestände neuer, aber auch
bereits in anderen Sammlungen vorhande-
ner Quellen können von einer Institution
alleine nicht bewältigt werden, weswegen
Rodgers die Installierung eines Netzwer-
kes vorschlug.
Das Niederländische Institut für Kriegs-
dokumentation in Amsterdam initiierte die
Website www.kamparchieven.nl, die 2005
online ging. René Pottkamp berichtete
über dieses Internetprojekt, das Informa-
tionen über die Gefangenenlager der Na-
tionalsozialisten in den Niederlanden
(Vught, Westerbork und Amersfoort) zu-
sammenfasst und Abfragemöglichkeiten

in Datenbanken anbietet. Verschiedene
Archive und Einrichtungen haben dieses
Projekt, das in den Niederlanden großes
Aufsehen erregt hat, gemeinsam realisiert.
Gert DePrins vom Dienst für Kriegsopfer
in Brüssel referierte über die Gefangenen
des Sipo-SD-Auffanglagers Breendonk in
Belgien, das von 1940 bis 1944 bestand.
Die Datenbank beinhaltet derzeit über
3500 Namen. Über die Entschlüsselung
des sehr spezifischen Nummernvergabe-
systems dieses Lagers ist es ihm gelungen,
erstmals eine fundierte ungefähre Gesamt-
zahl der dort inhaftierten Personen zu er-
mitteln.
Yad Vashem — die israelische „Gedenk-
stätte für Holocaust und Heldentum“ in
Jerusalem — hat als zentrale Aufgabe die
Sammlung von Dokumenten, Fotos, Be-
richten, Zeugenaussagen u. v. a. m., um
den Holocaust zu dokumentieren und an
die Opfer zu erinnern. Bisher sind rund
3,000.000 Personen in der zentralen Da-
tenbank namentlich erfasst. Alexander
Avraham berichtete im Detail über den
Fortschritt dieser Opferdatenbank und an-
derer damit in Zusammenhang stehender
Datenbankprojekte.
Seit 1996 wird im Archiv der KZ-Ge-
denkstätte Mauthausen an einer Daten-
bank zu den Häftlingen im gesamten
Mauthausen-Lagerkomplex gearbeitet.
Rund 200.000 Häftlinge waren in Maut-
hausen, Gusen und Außenlagern inhaftiert,
von denen annähernd die Hälfte dort ums
Leben kam. Christian Dürr vom Archiv
der KZ-Gedenkstätte Mauthausen, der ge-
meinsam mit Ralf Lechner verantwortlich
für das Erfassungsprojekt ist, referierte
über die 2006 gestartete umfassende Neu-
konzeption der Datenbank. Damit sollen
die strukturellen Probleme der alten Da-
tenbank überwunden und die Vorausset-
zungen für die vollständige Erfassung
sämtlicher nach Mauthausen deportierter
Personen geschaffen werden.
Im Anschluss an die Erfassung der öster-
reichischen Holocaustopfer arbeitet das
Dokumentationsarchiv des österreichi-
schen Widerstandes gemeinsam mit dem
Karl von Vogelsang-Institut seit Jahren an
der namentlichen Erfassung der Opfer po-
litischer Verfolgung in Österreich von 
11. März 1938 bis 8. Mai 1945. Recher-
chiert werden — wie Gerhard Ungar
vom DÖW ausführte — alle Öster-
reicherInnen, die aufgrund ihrer politi-
schen Überzeugung, religiösen Zuge-
hörigkeit, nationalen Herkunft oder aus
anderen aus der NS-Ideologie resultieren-
den Gründen verfolgt und ermordet wur-
den resp. im Zuge der Verfolgung zu Tode
kamen. 

Die österreichischen Roma und Sinti, von
denen etwa 9500 ermordet wurden und
nur rund 2000 den Genozid überlebt ha-
ben, sind Forschungsgegenstand eines
Projektes von Gerhard Baumgartner und
Florian Freund. Gerhard Baumgartner
beschrieb den TeilnehmerInnen des Work-
shops die Datenbank, in der rund 
9000 Opfer erfasst sind — neben den Op-
fern mit österreichischer Staatsangehörig-
keit auch Personen ungeachtet ihrer Natio-
nalität, die auf dem Territorium des ehe-
maligen Österreich als „Zigeuner“ ver-
folgt wurden.

Auch das Rahmenprogramm des Work-
shops war dem Thema verbunden: Eine
Führung durch Ausstellung und Biblio-
thek des DÖW sowie eine ganztägige Ex-
kursion zu den KZ-Gedenkstätten Maut-
hausen und Gusen beschlossen die Ta-
gung. 

Die TeilnehmerInnen fanden freundliche
Bewirtung im Wiener Rathaus durch
Herrn Bürgermeister Dr. Michael Häupl,
in dessen Stellvertretung Gemeinderat
Harald Troch die Bedeutung der Erfor-
schung der Verbrechen des Nationalsozia-
lismus und der Verdienste des Wider-
standes unterstrich und seiner Freude
Ausdruck verlieh, dass Wien dieses Jahr
Tagungsort dieser internationalen Koope-
ration sein durfte. 2006 hatte das Zusam-
mentreffen im Staatlichen Museum
Auschwitz stattgefunden, 2008 werden die
TeilnehmerInnen voraussichtlich in Berlin
und 2009 in Theresienstadt Aufnahme fin-
den, wobei sich die Kontakte nicht auf
diese Zusammenkünfte beschränken, son-
dern auch zwischenzeitlich rege stattfin-
den mögen.

Buchhinweis:

Dokumentationsarchiv des österreichischen
Widerstandes (Hrsg.), Jahrbuch 2007,
Schwerpunkt: Namentliche Erfassung von 
NS-Opfern, Redaktion: Christine Schindler, 
Lit Verlag 2007, 248 Seiten, EUR 9,90



Korotin, Ilse (Hrsg.): Österreichische
Bibliothekarinnen auf der Flucht.
Verfolgt, verdrängt, vergessen? 
Wien: Praesens Verlag 2007 
(biografiA, Neue Ergebnisse der
Frauenbiografieforschung, 4). 214 S.

Im Mai 2006 veranstalteten Mitarbeiterin-
nen des Projekts biografiA — Datenbank
und Lexikon österreichischer Frauen und
frida (Verein zur Förderung und Vernet-
zung frauenspezifischer Informations- und
Dokumentationseinrichtungen in Öster-
reich) eine Tagung, die dem Leben und
Schicksal österreichischer Bibliothekarin-
nen im 20. Jahrhundert gewidmet war. Die
auf dieser Tagung präsentierten For-
schungsergebnisse liegen nunmehr in
Buchform vor.
Wie bereits im Titel des Buches angespro-
chen, liegt der Schwerpunkt der Beiträge
auf den Lebensgeschichten jener Frauen,
die durch die Errichtung des autoritären
„Ständestaats“ bzw. die Machtergreifung
der Nationalsozialisten aus ihrem aktiven
Berufsleben als Bibliothekarinnen geris-
sen wurden oder aber in der Emigration zu
diesem Beruf fanden.
Zwei Beiträge widmen sich den Biogra-
fien von Pionierinnen des Arbeiterbib-
liothekswesens in der Ersten Republik.
Therese Sternglas etwa war mit ihrem
Mann, dem Bildungsfunktionär und Leiter
der Zentralbibliothek der Arbeiterorgani-
sationen des Bezirks Ottakring Oskar
Sternglas, am Aufbau der Arbeiterbüche-
reien beteiligt — eine Erfolgsgeschichte,
die durch die Auflösung der sozialdemo-
kratischen Organisation nach dem Februar
1934 beendet wurde. Das Ehepaar
Sternglas, seiner kulturpolitischen Aufga-
be wie auch seiner Existenzgrundlage be-
raubt, gründete daraufhin eine private
Leihbücherei und Buchhandlung, in der
neben unverfänglicher Literatur auch ver-
botene sozialdemokratische Schriften über
den Ladentisch gingen. Nach dem „An-
schluss“ wurde Oskar Sternglas, der nach
den „Nürnberger Gesetzen“ als Jude galt,
in das Konzentrationslager Buchenwald
deportiert und später in der Euthanasie-
anstalt Bernburg ermordet. Neben dem
persönlichen Leid musste Therese
Sternglas die zwangsweise Liquidierung
der Buchhandlung und die Kündigung ih-
rer Gemeindewohnung erleben. Völlig
mittellos, waren sie und Tochter Martha
fortan auf Zuwendungen von Freunden
und Verwandten angewiesen. Rosa Meta

Steinitz, Gattin des Rechtsanwalts und
Schriftstellers Heinrich Steinitz, die bis
zum Jahr 1934 u. a. eine Arbeiterbücherei
in Wien-Hietzing leitete und sich beson-
ders des Kinder- und jugendlichen Lese-
publikums annahm, gelang die Flucht vor
dem Rassenwahn der Nazis in die
Schweiz. Ihre verzweifelten Bemühungen,
ihren Mann aus der Schutzhaft freizube-
kommen, waren gescheitert, Heinrich
Steinitz wurde 1942 in Auschwitz-Bir-
kenau ermordet. 1947 nach Österreich re-
migiriert, nahm Steinitz ihre Tätigkeit als
Bibliothekarin an den Städtischen Büche-
reien wieder auf.
Die Bibliotheken der Universitätsinstitute
waren Orte, an denen Wissenschaftlerin-
nen ihre Fachkenntnisse einbringen konn-
ten, zumal ihnen eine den männlichen
Kollegen adäquate Laufbahn meist nicht
möglich war. Eine von ihnen, die Ethno-
login und Anthropologin Marianne
Schmidl, kam 1921 als unbezahlte Hospi-
tantin an die Österreichische Nationalbib-
liothek (ÖNB), bevor sie schließlich als
Beamtin übernommen wurde. 1938 wurde

sie, mittlerweile „Staatsbibliothekar 
1. Klasse“, aufgrund des Erlasses zur
„Neuordnung des Berufsbeamtentums“ in
den „dauernden Ruhestand“ versetzt. Der
Fall Schmidl ist auch ein besonders perfi-
der Fall von Raub an geistigem Eigentum:
sie wurde von dem Rassenanthropologen
Otto Reche gezwungen, ihm die Ergeb-
nisse langjähriger Forschungsarbeiten zu
übergeben, weil sie krankheitsbedingt und
nicht zuletzt durch Arbeitsüberlastung in
ihrer schlecht bezahlten Stelle als Biblio-
thekarin nicht in der Lage gewesen war,
ihr Forschungsprojekt zeitgerecht zu been-
den. Marianne Schmidl wurde 1942 nach
Izbica/Polen deportiert — keiner der dort-
hin Deportierten überlebte. 
Amalie Rosenblüth, Philosophin, bis 1937
Bibliothekarin und Vortragende am Philo-
sophischen Institut der Universität Wien,
gelang es, sich der Deportation zu entzie-
hen, indem sie unter falschem Namen in
Deutschland untertauchte. Wie so vielen
vertriebenen WissenschaftlerInnen — sie
emigrierte nach Kriegsende in die USA —
gelang es auch ihr nicht mehr, erfolgreich
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REZENSIONENN

Call for Papers: 7. Österreichischer Zeitgeschichtetag

Der 7. Österreichische Zeitgeschichtetag vom 28. bis 31. Mai 2008 wird vom
Institut für Zeitgeschichte der Universität Innsbruck organisiert. Der Call for Papers
richtet sich an alle interessierten WissenschaftlerInnen im Bereich der Zeitge-
schichte in den Gesellschafts- und Kulturwissenschaften.

Schwerpunkte:

I. Bestandsaufnahme der zeitge-
schichtlichen Forschung in Öster-
reich in ihrer gesamten inhaltlichen
Breite. Auch die Diskussion aktuel-
ler Herausforderungen durch Refor-
men in der Universitätspolitik oder
neuer Vermittlungsformen für For-
schung und Lehre soll hier Platz fin-
den.

II. Rückblick auf „1968“. Inhaltlich be-
deutet dies aber keine Beschränkung
auf das „Ereignis 1968“, sondern
umfasst die 1960er und 1970er Jahre
sowie deren Folgen bis zur
Gegenwart. Die damit angesproche-
nen internationalen, gesellschaftspo-
litischen, kulturellen oder wirt-
schaftlichen Entwicklungen weisen
über Österreich hinaus. Der Viet-
namkrieg findet hier genauso Platz

wie der „Mythos 1968“ oder der
Umgang mit dem NS-Erbe in Öster-
reich.

III. Erstmals wird ein Nachwuchsforum
angeboten. DissertantInnen aus dem
Fach Zeitgeschichte (an einer öster-
reichischen Universität oder aus Ös-
terreich) sollen hier Gelegenheit er-
halten, ihre Arbeiten zu präsentieren.

Informationen zu Einreichungsmoda-
litäten (Einreichfrist: 31. Jänner 2008),
Anmeldung etc: 

www.zeitgeschichtetag2008.at

Weitere Auskünfte: Institut für Zeit-
geschichte der Universität Innsbruck, 
z. H. Mag. Hüseyin Cicek, Innrain 52,
6020 Innsbruck, Tel.: +43 512507-4406,
e-mail: hueseyin.cicek@uibk.ac.at.
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an ihre Vorkriegslaufbahn anzuknüpfen,
der ohnehin schon enge Grenzen gesetzt
worden waren.
Oft bildete der Beruf der Bibliothekarin
eine Berufsperspektive im Exil (z. B. für
die Juristin Clementine Zernik in den
USA oder die Schriftstellerin Inga Joseph
in England) oder die Möglichkeit, sich
wenigstens kurzfristig finanziell über
Wasser zu halten (für die nach den
Februarkämpfen 1934 geflüchtete Hilde
Mraz und die Kommunistin Lilli Jergitsch
in der Sowjetunion). Die Bibliothek des
von österreichischen Flüchtlingen gegrün-
dete Austrian Center in London, zu deren
Beständen die EmigrantInnen selbst bei-
steuerten, wurde von Hedy Hollitscher be-
treut.
Für die Zurückgebliebenen bot der berufs-
bedingte Umgang mit Büchern die Mög-
lichkeit zur Festigung oppositioneller Ein-

stellungen oder zur Hilfeleistung an Ver-
folgte. Josephine Riss, Bibliothekarin am
Seminar für englische Philologie der Uni-
versität Wien, verschaffte sich Zugang zu
verbotener Literatur aus beschlagnahmten
Beständen. Christine Rohr, Bibliothekarin
an der ÖNB, versorgte ihre Lehrerin, die
später von den Nazis ermordete Roma-
nistin Elise Richter, mit Literatur, nach-
dem dieser ab 1938 der Zugang zu Bib-
liotheken verwehrt wurde.
Die Beiträge beleuchten nicht nur die
mannigfachen Entfaltungsspielräume in-
nerhalb des Berufsbilds der Bibliotheka-
rin, sie machen auch deutlich, dass Frauen
in dieser Profession, die zumindest bis zu
Beginn des Zweiten Weltkriegs eine aus-
gesprochene Männerdomäne war, oft nur
unter erschwerten Bedingungen Fuß fas-
sen konnten. Zu den Arbeitsbedingungen
von Bibliothekarinnen im Öffentlichen

Dienst z. B. gehörte — gesetzlich veran-
kert bis zum Beginn der Ersten Republik,
in der Praxis weit länger und durch die
„Doppelverdienerverordnung“ von 1933
wiederbelebt — die heute kaum vorstell-
bare Tatsache, dass sie einer Art Zölibat
unterworfen waren. War eine Bibliothe-
karin durch Eheschließung „versorgt“,
hatte sie ihre Stellung zu quittieren.
Frauen im Bibliotheksdienst bildeten eine
Manövriermasse in Kriegs- und wirt-
schaftlichen Krisenzeiten, die je nach Be-
darf dem Ersatz oder der Wiederherstel-
lung männlicher Arbeitsplätze diente. Die
in dem Band — zum Teil erstmals — zu-
gänglich gemachten Lebensläufe sind ein
Spiegelbild einer von gesellschaftlichen
Aufbrüchen ebenso wie Katastrophen ge-
prägten Epoche.

Christine Kanzler

Benz, Wolfgang (Hrsg.): Jahrbuch für
Antisemitismusforschung 16. Berlin:
Metropol-Verlag 2007. 352 S.

Bereits im 16. Jahrgang erscheint das von
dem Historiker Wolfgang Benz im Auftrag
des Zentrums für Antisemitismusfor-
schung, Berlin herausgegebene Jahrbuch
für Antisemitismusforschung. Es versteht
sich als Forum für wissenschaftliche Bei-
träge zur Antisemitismus-, Minderheiten-
und Vorurteilsforschung, wobei Themen
aus den unterschiedlichsten Ländern in
Vergangenheit und Gegenwart aus inter-
disziplinärer Perspektive angegangen wer-
den. Der aktuelle Band enthält insgesamt
17 Beiträge, die sich den unterschiedlichs-
ten Themen widmen: Hierzu gehören im
ersten Schwerpunkt die Erinnerung an
Antisemitismus und Holocaust in Däne-
mark, Norwegen, Österreich und der
Schweiz. Dem folgen Texte zur Analyse
der Judenfeindschaft bezogen auf die De-
finitionsproblematik, den französischen
Rechtsextremismus der Zwischenkriegs-
zeit, die Reaktionen der deutschen Bevöl-
kerung auf die Einführung des „Juden-
sterns“, die Quisling-Partei „Nasjonal
Samling“ in Norwegen und die Verbrei-
tung von antisemitischen Judenbildern in
diesem skandinavischen Land. Und
schließlich geht es im letzten inhaltlichen
Teil um Flucht und Exil, wobei die
Situation von Exilirakern und Exiliranern
sowie von Kindern aus Roma-Familien in
Deutschland thematisiert wird. 
Erneut ist es den Herausgebern gelungen,
einen überaus informativen und interes-
santen Band der Öffentlichkeit vorzule-
gen. Gerade die Beiträge zum Antisemitis-
mus in Frankreich und Norwegen verdie-

Studienfahrt zur Gedenkstätte Auschwitz-Birkenau
15. bis 21. März 2008 (Karwoche)

Das ehemalige nationalsozialistische Konzentrations- und Vernichtungslager steht
synonym für die NS-Vernichtungspolitik und die Ermordung von europäischen
Juden und Jüdinnen, von Roma, Sinti, homosexuellen Frauen und Männern, Bibel-
forscherInnen, so genannten Asozialen, politisch Verfolgten und Menschen aus dem
Widerstand.
Die Studienreise eröffnet die Möglichkeit einer intensiven und differenzierten Be-
schäftigung mit diesem einschneidenden Kapitel unserer jüngeren Vergangenheit,
jenseits von „Infotainment“, Pauschalisierung und Verallgemeinerung. Gerade ange-
sichts nicht nur europaweit steigender Aggression und Gewalt gegen ethnische, reli-
giöse und soziale Minderheiten sowie Ausgrenzungspolitiken gegenüber Flücht-
lingen und Zuwanderern ist ein Blick auf unsere unmittelbare Vergangenheit not-
wendig und sinnvoll.

15. März (ca. 13.00-18.00 Uhr): Vor-
bereitungsseminar in Wien, Gespräche
mit ZeitzeugInnen, Filme, Vorträge so-
wie Reiseinfos  
16. März: Vorbereitungsseminar im Bil-
dungshaus Großrußbach/NÖ, Gespräche
mit ZeitzeugInnen, Vorträge, Filme,
Diskussionen 
17. März: Abreise nach Oswiecim/
Auschwitz 
18. März: Geführte Besichtigung der
Gedenkstätte Auschwitz; geführte Be-
sichtigung der Gedenkstätte Birkenau 
19. März: Sonderführung im Archiv der
Gedenkstätte, Besuch der Kunstsamm-
lungen und der nationalen Ausstellun-
gen 
20. März: Besichtigung Krakau; Stadt-
führung durch das jüdische Viertel 
21. März (Karfreitag): Rückfahrt (An-
kunft in Wien ca. 16 Uhr) 

Kosten:
EUR 460,– (inkl. Reise-, Aufenthalts-,
Verpflegungs- und Eintrittskosten); 
Einzelzimmerzuschlag EUR 60,–.
Für StudentInnen Ermäßigung

Informationen und Anmeldung:

Karin Liebhart, Gesellschaft für 
politische Aufklärung, c/o Institut für
Politikwissenschaft der Universität 
Wien, Universitätsstr. 7/2, 1010 Wien,
Tel.: 01/4277-47739, 
e-mail: karin.liebhart@univie.ac.at 

Waltraud Riegler, Bildungs- und 
Heimatwerk NÖ, Schimmelg. 13–15,
1030 Wien, Tel.: 01/533 18 99-10, 
e-mail: w.riegler@bhwnoe.at 

Anmeldung bis 1. Februar 2008 erbeten
(begrenzte TeilnehmerInnenzahl)!



nen aufgrund ihres inhaltlichen Kenntnis-
reichtums und der analytischen Qualitäten
Aufmerksamkeit. Ob man bei den Unter-
suchungen zur Erinnerung an den Holo-
caust nicht stärker über Tiefeninterviews
hinaus arbeiten sollte, wäre als kritische
Anmerkung ein notwendiger Kommentar.
Gleichwohl schmälert auch dieser Hin-
weis nicht, dass hier erneut die gute Qua-
lität des wichtigen Jahrbuchs für Anti-
semitismusforschung gehalten wurde.

Armin Pfahl-Traughber

Rosenfeld, Alvin H.: „Fortschrittliches“
jüdisches Denken und der Neue
Antisemitismus. Augsburg: 
Ölbaum-Verlag 2007. 60 S.

Zu den vehementesten Kritikern des Staa-
tes Israel gehören auch Intellektuelle, die
aus jüdischen Familien stammen und als
Liberale oder Linke gelten. In Deutsch-
land stehen dafür als bekannteste Vertreter
die US-Amerikaner Noam Chomsky und
Norman Finkelstein, in den USA gehören
die hier nicht breiter bekannten Michael
Neumann und Jacqueline Rose zu diesem
Personenkreis. Dieser wendet sich meist
mit einseitigen und polemischen, über-
spitzten und verleumderischen Bezeich-
nungen gegen den jüdischen Staat. Da ist
nicht selten von „barbarisch“ und „brutal“,
„faschistisch“ und „rassistisch“, „unehren-
haft“ und „unterdrückerisch“ die Rede.
Gleichzeitig ignoriert man die Gewalttaten
und Repressionspolitik der anderen Seite
im Nahost-Konflikt. 
Dieser Gruppe von Intellektuellen widme-
te Alvin H. Rosenfeld, Professor für Jü-
dische Studien und Englisch und Direktor
des Institute for Jewish Culture and the
Arts an der Indiana University, 2006 einen
kritischen Artikel. Die Veröffentlichung
des American Jewish Commitee erschien
jetzt in deutscher Übersetzung unter dem
Titel „Fortschrittliches“ jüdisches Den-
ken und der Neue Antisemitismus, ergänzt
um eine Stellungnahme Rosenfelds zur
Kritik, ein Vorwort des niederländischen
Schriftstellers Leon de Winter und eine
Kritik an Alfred Grossers Kommentaren
zu Israel von Christian J. Heinrich und
Robert A. Wiesengrund.
Rosenfeld benennt zunächst die Merkmale
des „Neuen Antisemitismus“, der aber le-
diglich alte Vorurteile in neuem Gewand
präsentiere: Er sei globalisiert und inhalt-
lich anpassungsfähig, finde vor allem in
der muslimischen Welt Verbreitung und
richte sich verstärkt gegen den jüdischen
Staat. Insbesondere der „Antizionismus“
der erwähnten Intellektuellen jüdischer

Herkunft diene dabei als Bezugspunkt und
Legitimationsbasis. Dies veranschaulicht
Rosenfeld an zahlreichen Beispielen, die
überwiegend aus dem US-amerikanischen
Kontext stammen. Auch in Israel selbst
macht der Autor Vertreter dieser Richtung
aus. Gegen sie richtet sich die Streitschrift
mit Vehemenz.
Bilanzierend formuliert der Autor: „Zu ei-
ner Zeit, da die Delegitimierung und letzt-
endlich die Zerstörung Israels von den
Feinden des jüdischen Staates mit Inbrunst
betrieben wird, ist es mehr als verstörend,
dass Juden sich diesen Verunglimpfungen
anschließen. Dass manche ihre Anklage

im Namen des Judentums erheben, macht
die Angelegenheit nur noch grotesker“
(S. 38). An anderer Stelle heißt es gar:
„Das ist mehr als bedauerlich — das ist
Verrat“ (S. 40).
Der Autor formuliert demnach eine klare
inhaltliche Position, vermeidet aber bei al-
ler Parteilichkeit politische Unterstellun-
gen und pauschale Verallgemeinerungen.
So hebt er etwa hervor, dass die meisten
Intellektuellen eine „divergente Gruppe“
(S. 39) bildeten. Gegenüber seinen Kriti-
kern betont Rosenfeld, er habe in seinem
Beitrag niemanden einen „jüdischen Anti-
semiten“ oder einen „sich selbst hassen-
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Zielgruppe:
WissenschafterInnen, StudentInnen,
LehrerInnen und interessierte Menschen
aus der antifaschistischen Arbeit. Dies
impliziert nicht nur eine größere thema-
tische Breite, als sie auf einigen reinen
Fachveranstaltungen vorzufinden ist,
sondern auch eine verständliche Ver-
mittlungsform abseits des rein wissen-
schaftlichen Forschungsdiskurses.

Themenwahl:
Anliegen der Veranstalter ist es, das
Thema Widerstand nicht nur auf be-
waffneten bzw. militärischen Wider-
stand gegen den Nationalsozialismus zu
beschränken, sondern möglichst viele
Aspekte und Facetten von Widerstand
einzubeziehen. Dies impliziert außer-
dem nicht nur organisierten Widerstand,
sondern auch individuelles widerstän-
diges Handeln.

Geplante Themenblöcke:
1. Widerstand, Kollaboration und die

große schweigende Masse in Europa
2. Biografische Notizen
3. Das Spannungsverhältnis von Wi-

derstand und Kollaboration im KZ
Mauthausen und den Nebenlagern

4. Widerstand und Zivilcourage im ak-
tuellen Kontext

Beiträge:
Zur Einreichung ist ein Abstract erfor-
derlich, das die inhaltliche Grundkon-
zeption, die didaktische Vermittlung so-
wie den methodischen Ansatz enthält.

Interessensbekundungen und Abstracts
senden Sie bitte bis 15. Jänner 2008 per
e-mail an: postmaster@mkoe.at.

Sämtliche Beiträge sollen im Rahmen
eines Buchprojekts zum Thema publi-
ziert werden, daher werden bisher unpu-
blizierte Beiträge und aktuelle For-
schungsergebnisse erbeten.
Nach endgültiger Entscheidung über die
ReferentInnen sind die vollständigen
Beiträge und Referate bis 1. März 2008
per e-mail zu übermitteln, um eventuel-
le Übersetzungen zu gewährleisten und
die Publikation, die bereits zum Sym-
posium erscheinen soll, fertig stellen zu
können. 

Nähere Informationen auf der Website
des DÖW: 
www.doew.at/aktuell/tagung-linz.html

Call for Papers: Tagung „Europäischer Widerstand 
gegen den Nationalsozialismus“

16. Mai 2008, Universität Linz

Für das Jahr 2008 wurde vom Comité International de Mauthausen, vom Maut-
hausen Komitee Österreich und der Österreichischen Lagergemeinschaft Maut-
hausen der thematische Schwerpunkt Europäischer Widerstand gegen den National-
sozialismus festgelegt. Dieser thematische Schwerpunkt soll sich nicht ausschließ-
lich auf die Konzeption und Durchführung der Gedenkfeiern beschränken, sondern
vielmehr auch eine wissenschaftlich fundierte Auseinandersetzung bieten. Alle ge-
planten Aktivitäten sollen konsequent über das ganze Jahr verteilt werden. Die Ta-
gung ist eine der Hauptveranstaltungen des Jahres 2008.



Dezember 2007 11

den Juden“ genannt. In der Tat benennt
Rosenfeld zwar die Gemeinsamkeiten der
Israel-Kritik von Antisemiten und den ge-
nannten Intellektuellen und beklagt die In-
strumentalisierung von deren Positionen
— er nimmt aber keine Gleichsetzung vor.
Immerhin bewegen sich nicht wenige der
Gemeinten freiwillig in bedenklichen poli-
tischen Kontexten. 
Darauf aufmerksam gemacht zu haben, ist
das Verdienst des kleinen Bandes von
Rosenfeld. Die Autoren des Nachwortes
überziehen in ihrer Kommentierung aller-
dings etwas und lassen die Differenzie-
rung des Haupttextes vermissen. In die-
sem hätte man sich noch mehr Beispiele
und Belege gewünscht. Auch verstört mit-
unter der etwas kämpferische Unterton.
Gleichwohl formuliert Rosenfeld ein
wichtiges Anliegen und liefert bei allen
polemischen Spitzen auch eine interessan-
te Erklärung für die Motive der gemeinten
Intellektuellen. Für den deutschen Diskurs
ruft der Autor in Erinnerung, dass eine de-
mokratische Israel-Kritik antisemitischen
Ressentiments kein Futter geben darf.

Armin Pfahl-Traughber

Braun, Stephan, Ute Vogt (Hrsg.): Die
Wochenzeitung „Junge Freiheit“.
Kritische Analysen zu Programmatik,
Inhalten, Autoren und Kunden.
Wiesbaden: VF-Verlag für
Sozialwissenschaften 2007. 362 S.

Der von den sozialdemokratischen Politi-
kerInnen Stephan Braun und Ute Vogt her-
ausgegebene Sammelband über die Wo-
chenzeitung Junge Freiheit (JF) überzeugt

durch sein breit angelegtes Themenspek-
trum ebenso wie durch die weitgehend zu
attestierende Genauigkeit in Darstellung
und Analyse.
Von den insgesamt 15 Beiträgen sind we-
gen ihrer dokumentarischen Dichte die
Aufsätze von Helmut Kellershohn über
die Chronologie der JF und von Anton
Maegerle über den politischen und publi-
zistischen Werdegang wesentlicher JF-
AutorInnen, aus Gründen thematischer
Originalität und gesellschaftlicher Weit-
sichtigkeit die Texte von Gabriele
Nandlinger über die JF-Anzeigenkunden,
von Helmut Lölhöffel über die „Interview-
Falle“ (die Strategien der JF, prominente
InterviepartnerInnen für sich einzuspan-
nen) und von Margret Chatwin über die
JF-Internetkampagnen am Beispiel von
„Wikipedia“ und aus theorieanalytischer
Perspektive die Überlegungen von
Wolfgang Gessenharter über die Bedeu-
tung von Carl Schmitt für die JF, von
Helmut Kellershohn über den völkischen
Nationalismus der Zeitung, von Regina
Wamper über den Antisemitismus und von
Fabian Virchow über die militär- und si-
cherheitspolitischen Konzeptionen des
rechtsextremen Blattes besonders hervor-
zuheben.
Etwas unklar und in der Gesamtkonzep-
tion nicht überzeugend integriert sind le-
diglich zwei Beiträge über die JF als Her-
ausforderung für die politische Bildung
sowie für die schulische und außerschuli-
sche Jugendarbeit. Hier muss gefragt wer-
den, ob die auf abstrakter Ebene zweifels-
frei einleuchtenden Ausführungen von
Albert Scherr bzw. Thomas Schlag nicht
im konkreten Fall der JF kontraproduktiv

sind: denn gerade in der Jugendarbeit und
in der Schule dürften wohlmeinende
Interventionen das Blatt überhaupt erst be-
kannt machen und insofern aus der — für
diese gesellschaftlichen Spektren — rela-
tiven Bedeutungslosigkeit aufwerten.
Besonders erfreulich an den Beiträgen in
dem Sammelband ist insgesamt, dass so-
wohl theoretische Reflexionen und syste-
matische Befunde der Rechtsextremis-
musforschung Eingang gefunden haben,
wie eine breite Quellen- und Primärmate-
rialgrundlage berücksichtigt wurde. Denn
in der kritischen Auseinandersetzung mit
dem Rechtsextremismus (in Deutschland)
ist sonst nicht selten ein relativ unver-
mitteltes Nebeneinander von auf hohem
akademischen Niveau, allerdings mit nur
spärlicher Nutzung von Primärquellen ge-
führten Debatten auf der einen und mit ei-
ner Fülle von Material, aber nur geringer
systematischer Einordnung in den For-
schungsstand erstellten Arbeiten aus dem
nicht-akademischen Spektrum auf der an-
deren Seite festzustellen. Der Band von
Braun/Vogt zeigt, dass eine Verknüpfung
beider Dimensionen nicht nur möglich ist,
sondern auch überaus produktiv sein kann.

Samuel Salzborn
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